Prüfungsvorbereitung Internationale Beziehungen
Grundlagen
· Internationale Beziehungen beschäftigen sich mit:
· den politischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Beziehungen
· zwischen zwei oder mehr Staaten
· und anderen wichtigen Akteuren, wie multinationalen Unternehmen oder internationalen Organisationen
· Lehre der internationalen Politik: Politik unter Bedingungen der Anarchie
· Analyseebenen: Internationales System, Staat, Individuum
· Ziel der Ebenen-Einteilung:
· Vergleich von Theorien
· Fokussierung von Untersuchungen
· Eigenschaften der Ebenen:
· Gleichwertig: keine ist a priori richtig/falsch oder wichtiger
· Nicht absolut: es gibt auch Zwischenebenen
· Perspektiven auf die internationale Politik und die IB:
· Unsere eigene Perspektive
· Die Perspektive einzelner Staaten 
· Unterschiede im geographischen Fokus
· Unterschiede im Inhalt
·  Nationale Perspektiven
· Gründe für Unterschiede
· Geschichtliche Erfahrungen
· Religiöse und ethnische Minderheiten
· Grösse und relative Machtposition
· Geographie
·  IB nicht nur aus Sicht reicher oder mächtiger Staaten
· Mehrdeutigkeit des Begriffs „Politik“:
· Polity = Formale Dimension, institutionelle Ordnung eines polit. Systems
· Politics = Prozessuale Dimension, Prozess der polit. Gestaltung
· Policy = Inhaltliche Dimension, z.B. Wirtschafts- oder eben Aussenpolitik (=foreign policy)
· Unterschied Aussenpolitikanalyse und IB: IB untersucht internationale Politik, A. untersucht nationale Aussenpolitik eines Staates
Aussenpolitik
· Interessen:
· = Ein Zustand der Welt, der wichtig genug ist, dass ein Akteur bereit ist, einen Preis dafür zu zahlen
· z.B. EU: Zugang zum amerikanischen Markt, Abbau von Zöllen
· Ziel:
· = Das Erreichen eines Interesses
· z.B. EU: USA senken die Zölle für Waren aus EU
· Strategie:
· = Die Verbindung zwischen Mittel und Ziel
· Zielt auf ein Politikziel und legt dar, welche Politikinstrumente benutzt werden, um diese Politikziel zu erreichen
· z.B. bilaterale Verhandlungen über ein Handelsabkommen
· Politikinstrument:
· = Ein Mittel, das eine Regierung anwendet, um ihre Interessen zu erreichen
· Zwei Typen:
· Instrumente der Überzeugung
· Diplomatie
· = Der Prozess, in dem Vertreter von zwei oder mehr Regierungen sich treffen und Angelegenheiten von gemeinsamen Interessen besprechen
· Anreize
· = Belohnungen, die darauf zielen das Verhalten eines Akteurs, wie bspw. die Aussenpolitik eines Staates, auf freiwilliger Basis zu ändern
· Instrumente des Zwangs
· Sanktionen
· = Strafmassnahme, mit der ein Akteur zur Einhaltung einer Vereinbarung gezwungen werden soll
· Geheimoperationen
· = Aktivitäten, die ein Staat gegen einen anderen Akteur richtet und sie verdeckt, damit andere deren Urheber nicht kennen
· Propaganda
· = Der selektive Gebrauch von Informationen, auch von falschen Informationen, um die eigenen Interessen voranzubringen
· Erzwingende Diplomatie
· = Aggressive Handlungen ohne offene militärische Gewalt, die darauf abzielen, einen Akteur einzuschüchtern
· Militärische Gewalt
· = Der direkte Einsatz von militärischen Mitteln
· Determinanten von Aussenpolitik:
· Individuum:
· Erfahrungen der Entscheidungsträger in der Vergangenheit
· Politische Psychologie: „mental short-cuts“  Mentale Abkürzungen
· Staat:
· Institutionen und Auseinandersetzungen innerhalb Regierungen
· Demokratie oder Autokratie: Zentralisierung des Entscheidungsprozesses
· Bürokratie: Unterschiedliche Interessen oder Strategien zwischen Ministerien
· Gewaltenteilung: Kräftespiel zwischen Exekutive und Legislative
· Nationale Politik und gesellschaftliche Akteure
· Öffentliche Meinung und Wahlen:
· Wahlen schaffen Anreiz, dass demokratische Politiker die öffentliche Meinung beachten
· Öffentliche Meinung und Aussenpolitik:
· Externe Konflikte können Politiker zuhause beliebter werden lassen
· Medien und Framing: Einfluss auf die öffentliche Meinung
· Interessensgruppen: Einfluss durch Beziehungen, Lobbying, Kampagnen oder wirtschaftliche Wichtigkeit
· Internationales System:
· Geographische Lage: Schutz/Abstand zu unsicheren Gebieten
· Relative ökonomische Entwicklung
· Relative Fähigkeiten/Ressourcen: Möglichkeit Einfluss zu nehmen
· Gründe für Kurswechsel in der Aussenpolitik:
· Individuum:
· Lernprozesse: Entscheidungsträger ziehen Lehren aus Erfahrungen
·  Nicht unbedingt die „richtigen“ Lehren
· Personeller Wechsel der Entscheidungsträger
· Staat:
· Regimewechsel: Veränderung des politischen Systems
· Nichtregierungsorganisationen: Veränderungen durch die Aktionen von NGOs
· Internationales System:
· Externe Schocks können Aussenpolitik verändern
· Veränderungen der relativen Ressourcen
· Schweizerische Aussenpolitik:
· Kernelemente seit 2. WK:
· Enggefasste Neutralitätspolitik: Keine militärische, wirtschaftliche, politische Beteiligung an Konflikten
· Antikommunismus: Beteiligung Marshall-Plan, wirtschaftliche Integration mit westlichen Staaten
· Wirtschaftlich dominierte Integrationspolitik
· Aus der aussenpolitischen Strategie 2016-2019 des Bundesrats:
· Allgemein:
· „Die verfassungsmässigen Ziele der Schweizer Aussenpolitik sind die Wahrung und Förderung der Interessen und Werte, wie sie in der Bundesverfassung definiert sind.“
· Interessen: Unabhängigkeit, Sicherheit und Wohlfahrt
· Werte: Linderung von Not und Armut, Menschenrechte, Demokratie, Frieden, Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen
· Beziehungen zu EU und zu EU-/EFTA-Staaten
· Geregeltes, partnerschaftliches und aufbaufähiges Verhältnis zur EU auf Basis einer Konsolidierung und Erneuerung des bilateralen Wegs
· Beziehungen zu globalen Partnern
· Vertieftes Beziehungsnetz zur Interessenwahrung und Lösung konkreter Probleme
· Frieden und Sicherheit
· Ausbau des Engagements für Frieden, Sicherheit und eine tragfähige, gerechte internationale Ordnung
· Nachhaltige Entwicklung und Wohlstand
· Einsatz für eine Welt ohne Armut und eine nachhaltige Entwicklung
·  Kontinuität und Kurswechsel:
· Wirtschaftlich dominierte Integration
· Weiter gefasste Neutralität
· Mitgliedschaft in internationalen Organisationen
· Strategische Partnerschaften jenseits des Westens
Politische Theorien
· Begriff:
· Sind Positionen und Erklärungen, die dazu dienen, die politische Realität und die politischen Werte so zu systematisieren, dass allgemeine Grundsätze und Regelmässigkeiten sichtbar werden
· Können als politikwissenschaftliche Hilfsmittel gesehen werden, die modellhaft die wichtigsten Elemente der politischen Wirklichkeit abbilden und dazu beitragen, Reaktionen, zukünftige Ereignisse, wahrscheinliche Folgen etc. einzuschätzen
· Unterschieden wird nach Gegenstand der theoretischen Arbeit:
· normativ: Sollzustand (Absicht, Wunsch, Ziel)
· Positiv oder empirisch: Istzustand (Faktum, tatsächliches Ergebnis)
· Neorealismus:
· Allgemein:
· Ältestes Denkschule der IB
· Betont die zentrale Rolle von Sicherheit
· Annahmen:
· Staaten befinden sich in einer Welt der Anarchie, da es keine höhere Instanz gibt, die Regeln oder Ordnung durchsetzen könnte
· Staaten sind die Hauptakteure in den internationalen Beziehungen, andere Akteure wie NGOs etc. sind zweitrangig
· Staaten sind in der Regel rationale Akteure, die ihr Lage im internationalen System erkennen und Kosten und Nutzen gegeneinander abwägen
· Sicherheit ist das zentrale Problem für die internationale Politik
· Konzepte und Aussagen:
· Selbsthilfe
· = Staaten müssen selbst für ihre Sicherheit sorgen
· Weil sich Staaten in einer Welt der Anarchie befinden, können sie sich nicht auf die Unterstützung anderer verlassen
·  Internationale Systeme: „anarchisches Selbsthilfesystem“
· Sicherheitsdilemma
· = Die Sicherheit eines Staates ist die Unsicherheit des anderen Staates
· Staaten kennen die wahren Absichten anderer Staaten nicht: Sie können nicht unterscheiden, ob ein aufrüstender Staat sich nur verteidigen oder andere angreifen will
· Aufrüstung eines Staates zur Förderung seiner Sicherheit verringert die Sicherheit anderer Staaten. Um die eigene Sicherheit wiederherzustellen, rüsten die anderen nach. Es entsteht ein Rüstungswettlauf.
· Streben nach relativem Gewinn
· = Staaten befinden sich im gegenseitigen Wettbewerb und streben daher nach relativen Gewinnen
· Relative Gewinne sind die Gewinne, die ein Staat im Verhältnis zu anderen Staaten macht. Die Gewinne eines Staates dind die Verluste des anderen.
· Kooperation ist selten: Staaten kooperieren nur, wenn sie nicht relativ schlechter gestellt werden
· Problem des Machtwechsels
· = Gefahr eines Konflikts, wenn ein aufstrebender Staat an relativer macht gewinnt und mit dem Status Quo unzufrieden wird
· Machtwechsel (power transition): Veränderung der relativen Macht von Staaten
· Gefahr eines Konfliktes
· Allianzenbildung:
· = Auf eine Gefährdung reagieren Staaten mit der Bildung von Allianzen
· Allianzen sind Koalitionen von Staaten zum gegenseitigen Schutz: Staaten vereinigen vorübergehend ihre militärische Macht gegen einen gemeinsamen Feind
· Für Realisten stellen Allianzen die Hauptform der Kooperation dar
· Balancing und Bandwagoning
· Kleine Staaten können ihre eigene Sicherheit nicht alleine garantieren und müssen daher auf andere Strategien zurück grreifen
· = Balancing: Macht
· Kleinere Staaten können versuchen, eine Grossmacht auszubalancieren
· Sie bilden eine Allianz gegen die Grossmacht, um wieder ein internationales Machtgleichgewicht herzustellen
· = Bandwagoning:
· Kleinere Staaten können sich einer Grossmacht anschliessen
· Sie hoffen auf den Schutz durch die Grossmacht, müssen sich ihr aber unterordnen
· TTIP aus Sicht des Neoreallismus:
· In den letzten Jahren haben China und Russland ihren Anteil am Welthandel vergrössert
· ...die USA und die EU haben im Vergleich dazu verloren,
· Mit TTIP stärken die USA und die EU ihr Wachstum, also ihre wirtschaftliche Macht
· ...und damit letztlich auch ihre militärische Macht, was ihrer Sicherheit dient
· Institutionalismus:
· Allgemein:
· Denkschule schliesst an die klassische liberale Volkswirtschaftslehre an (Smith/Mill)
· Annahmen:
· Staaten befinden sich in einer Welt der Anarchie, da es keine höhere Instanz gibt, die Regeln oder Ordnung durchsetzen könnte
· Staaten sind die Hauptakteure in den IB, andere Akteure wie innerstaatliche Interessensgruppen sind zweitrangig
· Staaten sind in der Regel rationale Akteure, sie erkennen ihre Lage im internationalen System und wägen Kosten und Nutzen gegeneinander ab
· Staaten streben nach Sicherheit und Wohlstand
· Konzepte und Aussagen:
· Staaten streben nach absolutem Gewinn
· = Staaten streben nach Wohlstand und wollen daher ihre Situation absolut verbessern – nicht unbedingt relativ zu anderen Staaten
·  Kooperation passiert häufig: Staaten kooperieren, wenn sie ihre Situation absolut verbessern
· Kooperationshindernisse:
· Informationsasymmetrien:
· Kooperation kann misslingen, wenn es für Staaten möglich und vorteilhaft ist, Vereinbarungen insgeheim zu brechen 
· z.B. bei Klimaabkommen: Wenn alle anderen Staaten die Klimaziele einhalten, wird die Erderwärmung gestoppt. Daher kann „ich“ das Abkommen im Geheimen brechen und muss keine Einschnitte machen
· Moral Hazard:
· Kooperation kann misslingen, wenn Vereinbarungen den Anreiz schaffen, sorglos mit den Kooperationsgewinnen zu sein
· z.B. in Allianzen: Durch eine Allianz bin „ich“ im Notfall abgesichert, daher kann ich grössere Risiken eingehen und meinen Nachbarn provozieren
· Überwindung von Kooperationshindernissen:
· Schatten der Zukunft:
· Bei einer einmaligen Kooperation ist der Anreiz hoch, den Partner zu betrügen. Bei mehrmaligen Kooperationen sinkt dieser Anreiz
·  bspw. mehrere Runden von Klimaverhandlungen
· Linkage: Verbindung verschiedener Politikfelder
· Je vielfältiger die Kooperationsverbindungen sind, desto schädlicher sind Betrugsversuche, da mehr auf dem Spiel steht
· Ausserdem kann Betrug mit Betrug in einem anderen Politikfeld vergolten werden
· Transaktionskosten und internationale Organisationen:
· = Kosten beim Übergang von Gütern und Forderungen
· Hohe Transaktionskosten können Kooperation verhindern, wenn sie höher sind als die Gewinne aus der Kooperation
· Eine Senkung von Transaktionskosten fördert daher Kooperation und ermöglicht Wohlstandssteigerung
· Internationale Organisationen:
· Sie können Transaktionskosten senken, indem sie internationale Verträge überwachen und Informationen allen Staaten bereitstellen
· TTIP aus Sicht des Institutionalismus
· Die Verhandlungen über globale Handelsabkommen (Doha) sind ins Stocken geraten
· Handel fördert Wachstum und Wohlstand
· Deshalb verhandeln die grössten Wirtschaftsblöcke (USA und EU) ein eigenes Handelsabkommen: TTIP
· Mit TTIP stärken die USA und die EU den Wohlstand ihrer Bevöllkerungen
· Liberalismus:
· Allgemein:
· Denkschule mit langer Vorgeschichte (Immanuel Kant) aus der sich mehrere „liberale“ Theorien gebildet haben
· Annahmen:
· Staaten befinden sich in einer Welt der Anarchie
· Hauptakteure sind Individuen und Gruppen, die sich zu Staaten vereinen
· Staaten sind keine einheitlichen Akteure und ihr Verhalten hängt von innenpolitischen Faktoren ab: Institutionen und Interessen innerstaatlicher Akteure
· Individuen haben den Anreiz, Handel zu treiben und Kooperationen für gemeinsame Vorteile zu suchen
· Individuen können über relative Gewinne hinausgehen und nach gemeinsamen absoluten Vorteilen streben
· Die IB sind zwar nicht von Natur aus friedlich, aber es gibt viel Spielraum, gemeinsame Interessen durch Handel und Kooperation zu verfolgen
· Aussagen und Konzepte:
· Demokratischer Friede
· Demokratien neigen dazu, nicht gegeneinander Krieg zu führen
· Mögliche Gründe:
· Demokratien haben gemeinsame Werte und erkennen sich als legitime Staaten an, deren Interessen und Souveränität geachtet werden müssen
· Die Bürger tragen die Kosten des Kriegs und sie können diese Kosten vermeiden, wenn sie eine friedfertige Regierung wählen
· Regierungen von Demokratien können sich eher vertrauen, da sie sich gegenüber ihrer Bevölkerung verantworten müssen
· Aber: Demokratien sind nicht notwendigerweise friedfertiger gegenüber Nicht-Demokratien
· Willensbildung: Spektrum von Positionen:
· Interessen von Akteuren des Staat A und des Staat B können als Spektrum betrachtet werden
· Akteure eines Staates bilden eine Mehrheit mit einer minimalen Anzahl von Akteuren, um ihr Winset möglichst klein zu halten
· Kleine Winsets = bessere Verhandlungsposition, grössere Winsets = grössere Wahrsch’keit der Koop.
· Überlappende Winsets ermöglichen Kooperation
· TTIP aus Sicht des Liberalismus:
· Wirtschaftsvertreter/innen und –poltiker/innen sind von der TTIP-Idee begeistert. Massiver Widerstand und Ablehnung kommen vor allem von Umweltverbänden, Verbraucherorganisationen und Gewerkschaften
· Konstruktivismus:
· Annahmen:
· Struktur und Akteure beeinflussen sich gegenseitig
· Interessen werden sozial „konstruiert“: sie hängen von der Identität des Akteurs ab
· Identitäten resultieren aus einer Vielfalt von Faktoren, wie Kultur, Religion und normative Überzeugungen
· z.B. Wendt: Typidentität, also typische Merkmale von Staaten vs. Rollenidentität, also Identität in Beziehungen zu anderen
· Die Hauptakteure sind (häufig) die Eliten in Staat und Gesellschaft
· Aussagen:
· Vorstellungen bestimmen die Welt
· „Anarchie ist das, was Staaten daraus machen“ Wendt, also Anarchie zwischen Feinden, Rivalen oder Freunden
· Logik der Angemessenheit:
· Handlungen werden nicht hauptsächlich von den materiellen Folgen (Kosten-Nutzen-Kalkül) bestimmt,
· sondern inwiefern andere Mitglieder der Gemeinschaft das Verhalten positiv beurteilen
·  Logik der Angemessenheit, anstatt Logik der Konsequenzen
· Akteure richten sich nach sozialen Normen: „richtiges“ und „falsches“ Verhalten
· Normänderungen sind eine wichtige Quelle historischer Veränderungen
· Lernen und Sozialisierung verändern das Verhalten von Akteuren – oft in eine positive Richtung
· Entstehung von Normen:
· 1. Normentstehung (schwierig und langwierig)
·  Kipppunkt ab ca. 1/3 der Staaten
· 2. Normkaskade (schnell)
· 3. Norminternalisierung
· Kritische Theorien der Ungleichheit:
· Marxistische IB Theorien:
· Die Produktionsweise bestimmt die Produktionsverhältnisse, also die sozialen und politischen Beziehungen
· Die wichtigen Akteure sind ökonomische Klassen
· Der moderne Staat ist so gestaltet, dass er der kapitalistischen Klasse dient
· Revolutionen sind die grosse Quelle von politischen Veränderungen
· Abhängigkeit der Staaten des globalen Südens vom globalen Norden
· Eingliederung der armen Staaten in das vom globale Norden dominierte globale Wirtschaftssystem begünstigt (1) den globalen Norden und (2) kleine, reiche Elite in den armen Ländern
· Gendertheorien in den IB:
· Staaten und die internationalen Beziehungen haben eine Struktur der Ungleichheit, die Frauen benachteiligt
· Die dominanten Sichtweisen und Theorien der internationalen Beziehungen vernachlässigen die Standpunkte der Benachteiligten
· Feministische Theorien wolle nicht alles erklären, aber sie sind relevant für alle Ebenen der internationalen Politik, da alle globalen Akteure eine Gender-Identität haben
· Auf Männer ausgerichtete Annahmen müssen auf Gender beleuchtet und kritisiert werden
· Geringschätzung der Rolle der Frauen durch Gender Vorurteile sollte angefochten werden
· Theoriedebatte auf einer höheren Abstraktionsebene:
· 2 Sozialtheorien:
· Rationalismus (Materielles Gewinnstreben, Nutzenkalkül)
·  Neorealismus, Institutionalismus, Liberalismus
· Konstruktivismus (Immaterielle Vorstellungen z.B. richtig/falsch, gut/böse)
·  Identität, Norm, Struktur
Krieg
· Definitionen von Gewaltkonflikten
· Krieg:
· Quantitative Definition: Organisierter Konflikt mit über 1000 Kriegstoten / Jahr
· Qualitative Definition: 
· Gewaltsamer Massenkonflikt mit Beteiligung von zwei oder mehr bewaffneten Streitkräften, davon mindestens eine einer Regierung
· Mindestmass an zentral gelenkter Organisation
· Kontinuierliche militärische Operationen
· Militarisierte zwischenstaatliche Konflikte (MID)
· Androhung von Gewalt gegen einen Staat
· Mobilisierung oder Bewegung von Streitkräften
· oder gewaltsame Konflikte unterhalb der Kriegsschwelle
· Entwicklung über die Zeit:
· Anzahl Kriege: Extrastaatliche und zwischenstaatliche Kriege praktisch nicht mehr vorhanden, dafür internationalisierte innerstaatliche Kriege am Wachsen und innerstaatliche Konflikte nahezu konstant
· Anzahl der Kriegstoten: Seit zweitem Weltkrieg mit einzelnen Ausnahmen wenige Kriegstote
· MID: Mehr Gewaltgebrauch in zweiter Hälfte des 20. Jhd., letzte Dekade wieder Abnahme, dafür Zunahme von Gewaltandrohung (Display)
· Aktuelle Kriege:
· Syrien, Irak, Afghanistan, Pakistan, Nigeria, Ukraine, Südsudan, Israel/Gaza, Somalia, Jemen
· MID:
· Indien, Uganda, Libyen, Sudan, Ägypten
· Typen kriegerischer Gewalt:
· Zwischenstaatliche Gewaltkonflikte (interstate)
· Zwischen zwei oder mehr Staaten, bspw. WK, Irakkrieg 03
· Innerstaatliche Gewaltkonflikte (internal, intra-state)
· Zwischen staatlichen und nicht staatlichen Akteuren innerhalb bestehender Grenzen, bspw. Bürgerkriege im Sudan
· Internationalisierte innerstaatliche Gewaltkonflikte (internationalized intra-state)
· Zwischen staatlichen und nicht staatlichen Akteuren innerhalb bestehender Grenzen, wobei mindestens eine Seite Unterstützung durch Truppen eines externen Staats erhält bspw. Syrien
· Extrastaatliche Gewaltkonflikte (extra-state)
· Zwischen staatlichen und nicht staatlichen Akteure jenseits bestehender Grenzen, bzw. in fremdem Staatsgebiet wie bspw. Frakreich – Algerien oder USA- Al Qaida im Jemen/Somalia
· Nicht staatliche Gewaltkonflikte (non-state)
· Zwischen nicht staatlichen Akteuren unabhängig von bestehenden Grenzen
· Beinhaltet Konflikt zwischen Gemeinschaften (inter-communal)
· Bspw. Rebellengruppen in Kolumbien: FARC – AUC
· Ursachen:
· Individuum:
· Fehleinschätzungen:
· Stress in Krisensituationen
· „Bias“ (Voreingenommenheit)
· Sozialpsychologie kleiner Gruppen: Gruppendenken z.B. bei USA: Irak
· Übermässiger Optimismus:
· Führungsqualitäten von Politiker/innen
· Stärkung des Militärs
· Geschlecht
· Staatenebene:
· Unterschiedliche Wirtschaftssysteme
· Institutionen: Demokratischer Frieden (institutionelle und normative Einschränkungen)
· Internationales System:
· Anarchie kann Krieg ermöglichen
· Anarchie kann Krieg verursachen (Private Informationen, PD)
· Gefangenendilemma:
· Zwei Akteure, kein Nullsummenspiel
· Individuell rationale Entscheidungen führen zu kollektiv schlechtem Ergebnis
· Zwei Optionen: Kooperieren oder nicht kooperieren
· Dilemma: Nicht kooperieren ist individuell rational, aber bestes Ergebnis nur durch Kooperation möglich
· Ursache des 1. Weltkriegs:
· Erstarken Deutschlands
· Fatale Entwicklung vom flexiblen Bündnissystem Bismarcks zum festen, bipolaren System Wilhelms II
· Falsche Vorstellungen über die Schnelligkeit des Sieges
· Instabilität: Vorteil durch schnelle Reaktionen (Schlieffenplan)
· Eskalierende Krise
· Gegenstand von Kriegen
· Ideelle Konflikte:
· Ethnische Konflikte:
· Ethnische Gruppen: Gemeinsame Identität z.B. durch Abstammung, Sprache, Kultur, Religion
· Ethnische Gruppe oft Basis für Nationalismus, also der Identifizierung als Nation und Wunsch nach eigenem Staat
· Oft verbunden mit Territorialkonflikten sind Grenzen, die nicht mehr dem Standort der Gruppe entsprechen
·  Mehrheit mit Staat + Minderheit in einem anderen Staat oder Minderheiten innerhalb des Staats (z.B. Kurden in Syrien, Türkei, Irak, Iran
· Oft mit langer Vorgeschichte in Konflikten über Territorium, Ressourcen oder Dominanz einer Gruppe
· Religiöse Konflikte:
· Religion schafft nicht per-se Konflikt – viele Religionen leben friedlich miteinander
· Religion ist oft der Kern des Wertesystems und der Identität von Gruppen, deshalb Potential für besonders hartnäckige Konflikte
· Religion ist oft das sichtbarste Element eines Konfliktes
· Globale Zunahme fundamentalistischer Gruppen aller Religionen
· Aktuell: Bewaffnete Islamistische Gruppen z.B Al Quaida, IS, Hisbollah
· Ideologische Konflikte:
· Ideologie: Weltanschauung und Interessen
· Ideologie bestimmt die Werte einer Gruppe aber weniger stark als Religion
· Grosser ideologischer Konflikt: Kapitalismus vs. Kommunismus
· Stärke der Ideologien nehmen nach Revolutionen oft ab, bspw. wie in China oder dem Iran
· Interessenskonflikte:
· Territorialkonflikte:
· Gebiet ist essentiell für Staaten
· Bedeutung für Staaten geht über materiellen Nutzen hinaus
· Staaten geben Territorien selten ab – auch nicht gegen Entschädigung
· Staaten vergessen Gebietsverluste nicht leicht
· Gegensätzliche Interessen – Nullsummenspiel
·  Potential für besonders hartnäckige, gewaltsame Konflikte
· Gebiete können wirtschaftlich oder militärisch-strategisch wichtig sein, z.B. Öl, Wasser, günstige militärische Lage
· Besondere Art von Territorialkonflikten: Sezession
· Souveränität und Abspaltung eines Landesteils
· Führt oft zu Kriegen (z.B. Kosovo), aber nicht immer (z.B. Tschechische Republik und Slowakei)
· Zurückhaltung der internationalen Gemeinschaft, wird oft als interne Angelegenheit gesehen
· Andauernde Territorialkonflikte:
· Israel – Nachbarstaaten: Gaza, Golanhöhen, Westjordanland
· Indien – Pakistan – China: Kaschmir
· ...
· Herrschaftskonflikte:
· Konflikte über Herrschaft eines anderen Staates
· Leichter Eingriff: Einfluss bei Wahlen
· Starker Eingriff: Gewaltsamer Regimewechsel
· Herrschaftskonflikte sind Konflikte über Souveränität
· Souveränität ist essentiell für Staaten
· Gegensätzliche Interessen (Eingreifen oder Souveränität)  Hohes Potential für Gewalt
· Wirtschaftliche Konflikte:
· Wirtschaftliche Beziehungen und Konflikte sind häufig
· Sie führen aber (heutzutage) selten zu Krieg
· Gründe: Beidseitige Gewinne durch Handel und beidseitig hohe Kosten (Schäden) militärischer Gewalt
· 1648 – 2000:
· 45% Territorium, 29% Nationalstaatsbildung, 27% Wirtschaft, 25% Ideologie, restliche Gegenstände ca. 20% je
· 1945 – 2000:
· 43% Nationalstaatsbildung, 39% Ideologie, 30% Territorium, restliche Gegenstände ca. 20%
· Irakkrieg 2003:
· Vorgeschichte:
· Erster Irakkrieg 1990/91:
· Irak marschiert in Kuweit ein
· UN Resolution: Intervention, internationale Koalition
· Irak verliert, Saddam Hussein bleibt an der Macht
· UN Resolution: Vernichtung von WMD, Langstreckenraketen, internationale Kontrolle
· 90er Jahre:
· Doppelte Eindämmung: UN Inspektionen, Flugverbotszonen
· Angriffe nach Beschwerden der UN Inspektoren, 1998
· Ausweisung der UN Inspektoren
· Ausgangslage:
· Unsicherheit/Vermutungen über das irakische Waffenarsenal (insb. WMD)
· Terroranschläge 9/11: Neubewertung der Sicherheitslage
· Unterschiedliche Strategievorschläge in den USA:
· Colin Powell: Eindämmung und internationale Koalitionen
· D. Cheney, P. Wolfowitz: Militärische Intervention und unilaterales Vorgehen
· Anfang 2002 – Bush: Achse des Bösen
· Weg zum Krieg:
· Versuch der Bildung einer internationalen Koalition:
· UN Resolution: „schwerwiegende Konsequenzen“ bei Weigerung der „vollständigen Deklaration“ der WMD und Raketen
· Iran akzeptiert UN Inspektionen: Resultat: Keine WMD, Unstimmigkeiten der irakischen Angaben, Langstreckenraketen gefunden
· Amerikanischer Entwurf einer UN Resolution zur Intervention, doch keine Mehrheit im UN Sicherheitsrat
· USA bildet „Koalition der Willigen“
· Invasion nach einem US Ultimatum (Hussein und seine Söhne sollen Irak in 48 Stunden verlassen) – ohne explizite UN Resolution
· Gegenstand des Kriegs: Herrschaftskonflikt
· Gründe für den Krieg:
· Internationales System:
· Hegemoniestellung der USA
·  Hohe Asymmetrie macht Kriegseintritt für USA einfacher
· Anarchie im internationalen System:
· UN kann zur Konfliktlösung beitragen, aber kaum Konflikte verhindern
· USA versuchte UN Mandat zu bekommen, liess sich aber durch das Fehlen desselben nicht abhalten
· Öl als strategische Ressource, verhindern eines Hegemons im Nahen Osten
· Regionale Machtrivalitäten
· Inspektionen der WMD schwächt Irak gegenüber Iran
· Externe Schocks: 9/11
· Staatenebene:
· Bürokratie: Verteidigungs vs. Aussenminister
· Interessen des Militär-Industrie-Komplexes
· Keine Einschränkung durch den Kongress
· Individualebene:
· Fehleinschätzungen zu WMD, Gruppendenken und Unsicherheit
· Übermässiger Optimismus, durch Stärke des eigenen Militärs und evt. männliches Geschlecht der Führungspersonen
· George W. Bush:
· Analogien (axis of evil) -> mental shortcuts
· Erfahrung aus dem 1. Irakkrieg
· Sohn von Bush  Vater übertreffen?
Internationale Institutionen
· Definition:
· = Ein Gefüge von Regeln, die festsetzen, wie Staaten miteinander kooperieren und konkurrieren
· z.B. Handelsabkommen, Abrüstungsinitiativen, etc.
· Internationale Institutionen ist heute der gebräuliche Begriff für das ähnliche Konzept der "internationalen Regime“
· Völkerrecht:
· = Gefüge von Normen, Praktiken und Regeln, die von Staaten als verbindlich anerkannt werden
· z.B. Genfer Konvention, Charta der Vereinten Nationen, Europäische Menschenrechtskonvention
· Völkerrecht regelt das Verhältnis von Staaten untereinander (mit Ausnahme des ISGH)
· Völkerrecht ist eine Unterkategorie von internationalen Institutionen
· Quellen des Völkerrechts:
· Völkergewohnheitsrecht, z.B. Souveränität
· Völkerrechtliche Verträge, z.B. Seerechtsübereinkommen der UN
· Internationale Organisationen:
· = Zusammenschlüsse von Akteuren, meistens Staaten, die mit eigenen Organen und eigenen Zuständigkeitsbereichen ausgestattet sind (Körperschaft)
· z.B. Vereinte Nationen, Internationaler Währungsfond, EU
· Gegründet durch völkerrechtliche Verträge
· Anzahl wächst stark seit Beginn des 20. Jhd.
· Vorläufer der UN: Völkerbund:
· Vorgeschlagen von US Präsident Woodrow Wilson
· Gründung durch die Siegermächte des 1. WK 1919 im Versailler Friedensvertrag
· Ziel: Verhinderung von Krieg durch Schlichtung, Abrüstung und Androhung kollektiver Sanktionen
·  Kernidee: Kollektive Sicherheit
· Vermittlung bei einzelnen (eher unbedeutenden) Konflikten (Spitzbergen, Äland-Inseln, Korfu)
· Misserfolge – Staaten können sich nicht auf Sanktionen einigen 
· Auflösung 1946 nach Gründung der UN
· Kollektive Sicherheit:
· Einer für alle – alle für einen: Alle Staaten verpflichten sich, einem angegriffenen Land zu helfen
· Nach innen gerichtet – nicht nach aussen (wie Allianzen)
· Motivation: Abschreckung von Gewalt wegen Übermacht der Gemeinschaft
· Voraussetzungen:
· Universale Mitgliedschaft
· Glaubwürdigkeit der Drohung (also keine Blockade durch fehlende Truppen oder durch Veto von betroffenen Staaten)
· Gründe des Scheiterns des Völkerbunds:
· Mangelnde Universalität
· Die USA – Hauptbefürworter und neue Grossmacht – treten dem Völkerbund nicht bei
· Nur zwei Drittel aller Staaten: Sowjetunion, Deutsches Reich, Italien waren nur zeitweise Mitglieder
· Keine eindeutige Aufgabenverteilung zwischen Versammlung, Rat und Generalsekretariat
· Einstimmigkeit im Völkerbundsrat: Jedes Land hatte ein Vetorecht
·  Keine Einigung auf Sanktionen beim Einmarsch Japans in die Mandschurei (1933) und Italiens in Äthiopien (1935)
· Völkerbund hatte keine eigene Armee um Beschlüsse durchzusetzen
·  Die Vereinten Nationen:
· Gründung der UN
· Teil der neuen internationalen Ordnung nach dem 2. WK – mit den USA als treibende Kraft
· Sicherheit: Vereinte Nationen, Nato
· Wirtschaft: IWF, Weltbank
· Idee und Vorbereitung der UN während des Krieges durch die USA, Grossbritannien und die Sowjetunion
· Bei der Gründung in San Francisco übernehmen sie (+ Fr. + Ch.) Verantwortung für den Frieden- und setzen eine für sich selbst eine privilegierte Position durch
· Kern der UN Charta: Kollektive Sicherheit und Frieden
· Grundsätze der UN Charta (Inkrafttreten am 24.10.1945):
· Verzicht auf Gewaltanwendung
· Friedliche Schlichtung aller Streitigkeiten
· Nationale Souveränität und souveräne Gleichheit aller Mitglieder
· Weltfrieden und internationale Sicherheit wahren
· Freundschaftliche Zusammenarbeit
· Internationale Zusammenarbeit beim Lösen von Problemen wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Art
· Kollektive Sicherheit der UN Charta:
· Verpflichtung, Konflikte friedlich zu löse – Verhandlung, Vergleich, Schiedsspruch...
· Sicherheitsrat trägt Verantwortung für Frieden
· Sicherheitsrat kann Streitigkeiten untersuchen und unverbindliche Empfehlungen aussprechen
· Bei Bedrohung/Bruch des Friedens oder bei Angriffshandlung kann der Sicherheitsrat gewaltfreie Sanktionen oder militärische Massnahmen beschliessen
· Sanktionen sind für alle Mitglieder verbindlich
· Sicherheitsrat kann militärische Einsätze selbst durchführen oder regionale Bündnisse beauftragen
· Sicherheitsrat:
· 5 ständige Mitglieder (USA, China, Russland, Frankreich, Grossbritannien)
· 10 nicht ständige Mitglieder, für je 2 Jahre von Generalversammlung gewählt
· Resolutionen benötigen mindestens Mehrheit von 9 Stimmen + kein Veto der ständigen Mitglieder
· Sicherheitsrat wählt Richter für Internationalen Gerichtshof, schlägt Richter für Straftribunale und Generalsekretär vor (mit Vetorecht)
· Kollektive Sicherheit in der Praxis:
· Blockade durch den Ost-West-Konflikt
· Fälle kollektiver Sicherheit:
· Koreakrieg 1950-53 (Sowjetunion boykottierte Sicherheitsrat  Kein Veto von ihnen)
· Irakkrieg 1990/91
· Umgehen des Sicherheitsrates:
· Nato-Luftkrieg im Kosovo 1999
· Irakkrieg 2003
· Neue Blockaden: z.B. Veto von Russland und China im Syrien-Konflikt
· UN Friedensmissionen: Mehrere Generationen:
· 1. Generation: Peacekeeping (1948-88)
· Friedenssicherung nach Friedensschluss
· 2. Generation: Peacebuilding (1989-92)
· Friedenskonsolidierung mit Aufbau des Gemeinwesens
· 3. Generation: Peace enforcement (1993-98)
· Erzwingen eines Friedens mit militärischen Mitteln
· Scheitern der Mission in Somalia
· Zurückhaltung beim Konflikt in Ruanda – Genozid
· 4. Generation: Post-conflict peacebuilding (1999-)
· Friedenssicherung und -konsolidierung: Robustes militärisches Mandat + zivile Hilfe und Aufbau des Gemeinwesens
· Zur Zeit UN Friedensmissionen in Mali, Westsahara, Zentralafrikanische Republik, Darfur, Kosovo, Zypern, Libanon, Indien und Pakistan, Haiti, Liberia, Elfenbeinküste, Kongo, Südsudan, Nahost, Syrien
· Organisation der Vereinten Nationen:
· Generalversammlung:
· Regierungen senden Delegierte, je eine Stimme pro Mitgliedsstaat
· Funktion und Aufgaben: 
· Forum der weltpolitischen Diskussion, Völkergewohnheitsrecht mitgestalten
· Bindeglied zu Sonder- und Nebenorganen, Programmen und Fonds
· Resolutionen und Beschlüsse (nicht verbindlich)
· Ernennung Generalsekretär auf Vorschlag des Sicherheitsrats
· Haushalt prüfen und genehmigen
· Wählen Richter für Straftribunale, Mitglieder Wirtschafts- und Sozialrat und nicht ständige Mitglieder Sicherheitsrat
· Bilden sechs Ausschüsse:
· 1. Abrüstung und internationale Sicherheit
· 2. Wirtschaft und Finanzen
· 3. Soziale, humanitäre und kulturelle Fragen
· 4. Besondere politische Fragen und Entkolonialisierung
· 5. Verwaltung und Haushalt
· 6. Recht
· Sicherheitsrat
· Sekretariat:
· Generalsekretär:
· 5 Jahre Amtszeit, Wiederwahl möglich
· Ernennt Sonderbeauftragte
· Macht Sicherheitsrat auf friedensgefährdende Angelegenheiten aufmerksam
· Verfasst Studien und Berichte
· Entwickelt Friedenspläne
· Organisation
· Stellt Haushaltspläne auf
· Vermittelt in Konflikten
· Repräsentiert Vereinte Nationen
· Zusätzlich Sekretariat und stellvertretender Generalsekretär
· Wirtschafts- und Sozialrat
· Internationaler Gerichtshof
· Treuhandrat (gibt es nicht mehr)
· Programme und Fonds
· Sonderorganisationen
· Herausforderungen der UN
· Blockaden im Sicherheitsrat durch das Vetorecht
· Veraltete Repräsentation der Mächte
· Schlechte Ausbildung/Ausrüstung der UN Truppen
· Dagegen: High-Tech-Einsätze der Industriestaaten (Zwei-Klassen-System der Einsätze)
· Mangelhafte Finanzierung angesichts neuer Aufgaben und Mandate
· Warum gibt es internationale Institutionen?
· Vorteile durch internationale Kooperation:
· z.B. Verkehrsregelung, Post
· Schwierigkeiten der internationalen Kooperation:
· z.B. Klimaschutz, Sicherheit
· Institutionalismus:
· Annahme: „Marktversagen“ in der internationalen Politik
· Individuell rationale Entscheidungen führen zu einem kollektiv schlechten Ergebnis z.B. bei Überfischung
·  Gefangenendilemma
·  Internationale Institutionen erlauben Lösungen von Kollaborationsproblemen durch internationale Zusammenarbeit
· Wiederholte Runden des Gefangenendilemmas
· Schaffung von Kontrollmechanismen, z.B. Satellitenaufnahmen für Abrüstung zu überprüfen
· Realismus:
· Internationale Institutionen dienen dem Interesse des Hegemons, dieser setzt Lösungen in seinem langfristigen Interesse durch
· Abgeschwächtes Marktversagen in der internationalen Politik
·  Koordinationsprobleme durch Gefangenendilemma
· Internationale Institutionen erlauben Koordinationsprobleme zu lösen	
·  Internationale Koordination, nicht aber Zusammenarbeit
Massenvernichtungswaffen
· Wie funktionieren Kernwaffen?
· Erste Kernwaffen:
· Kernspaltung von Uran, Plutonium
· Little Boy (13kT) und Fat Man (21kT) 1945
· Wasserstoffbombe:
· Kernfusion (durch vorherige Kernspaltung)
· Ivy Mike (10’400kT)
· Kleinere Waffen – Trägersysteme:
· Interkontinentalraketen (Land, U-Boot)
· Marschflugkörper (Cruise Missiles)
· Zerstörung durch Kernwaffenexplosion:
· Detoniation, Hitze, Radioaktiver Niederschlag (Fallout)
· Wer hat Kernwaffen?
· Russland (7300), US (7100), Frankreich (300), China (260), UK (215), Pakistan (120), Indien (110), Israel (80), Nordkorea (8)
· Politik der Kernwaffen:
· Nukleare Revolution:
· Konventioneller Krieg <-> Atomkrieg:
· Carl von Clausewitz 1780-1831: Krieg ist eine blosse Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln
· Bernard Brodie 1910-1978: Bisher war das militärische Hauptziel Kriege zu gewinnen. Jetzt muss das Hauptziel sein, Kriege zu vermeiden.
· Welche politischen Ziele könnte ein Atomkrieg erreichen?
· Internationale Einsicht nach 1945, keine Kernwaffen einzusetzen („nukleares Tabu“)
· Abschreckung – MAD:
· Wann wird die Sowjetunion davon abgeschreckt, die USA mit Kernwaffen anzugreifen? – Bedingungen:
· Nach dem Erstschlag haben die USA immer noch die Kapazität nuklear zu vergelten
· Der Schaden der Vergeltung muss für die Sowjetunion inakzeptabel sein
· Die Vergeltungsdrohung der USA muss glaubhaft sein
·  Zweitschlagfähigkeit
· = Ein Land kann nach einem nuklearen Erstschlag dem angreifenden Staat inakzeptablen Schaden zufügen
· Wechselseitig gesicherte Vernichtung – MAD (Mutual Assured Destruction)
· = Beide Länder könne sich (nach Erstschlägen) gegenseitig inakzeptablen Schaden zufügen, z.B. USA und UdSSR
· „Wer zuerst schiesst, stirbt als Zweiter“
· Erstschlagfähigkeit:
· = Die Fähigkeit, einen Gegner mit einem nuklearen Erstschlag so zu beschädigen, dass er nicht mehr nuklear vergelten kann (Vereitelung der Zweitschlagfähigkeit)
· Potentiell erreichbar durch:
· Zielgenaue Waffen, die die gegnerischen Kernwaffen zerstören
· Abwehrsystem, das einen gegnerischen Angriff vereiteln kann
· Die MAD-Logik:
· Zweitschlagfähigkeit (MAD):
· Stabilität, da jedes Land keinen Anreiz hat, den Atomkrieg zu beginnen
· Erstschlagfähigkeit:
· Instabilität, da jedes Land den Anreiz hat, zuerst anzugreifen
· Besonders gefährlich in Krisensituationen
· Strategie für die Politik:
· Eigene Waffen, nicht die Menschen, beschützen
· Vermeiden, die eigenen Erstschlagfähigkeiten zu verbessern, da sonst Instabilität droht
· NUTS (Nuclear Utilization Theory)
· Schutz der Bevölkerung, Raketenabwehr, Zielgenaue Waffensysteme
· Abbau von Kernwaffen:
· Sowohl Russland als auch USA bauen seit Ende des Kalten Kriegs systematisch Kernwaffen ab
· Heute ungefähr gleich viele Strategische Kernwaffen auf beiden Seiten aufgestellt/bereit
· Gilt MAD nocht Heute?
· Numerisches Gleichgewicht zwischen USA und Russland
· Technologische Weiterentwicklungen in den USA viel schneller als in Russland
· Verschlechterung der Kapazitäten Russlands
· Kleine, veraltete Kapazitäten Chinas
·  USA haben vielleicht (bald) Erstschlagfähigkeit
· Verbreitung von Kernwaffen:
· Einfach: Erhalt von Bauplänen für Kernwaffen
· Schwierig: Erlangung von spaltbarem Material	
· Plutonium (Nebenprodukt in Atomreaktoren) und Uranium müssen verarbeitet bzw. angereichert werden
· Strategien um Kernwaffen zu erhalten:
· Aufbau von Expertise und Material durch zivile Nuklearprogramme (z.B. Indien, Canada, Israel)
· Technologie-Austausch (China/Pakistan, China/Nordkorea)
· Weitere Versuche (Irak, Iran)
· Was motiviert Staaten dazu, Kernwaffen trotz hohen Entwicklungskosten und der Gefahr internationaler Ächtung zu besitzen?
· Konflikte mit regionalen Rivalen
· Internationales Prestige
· Sicherheit für schwache Staaten
· Was motiviert Staaten dazu, Kernwaffen aufzugeben?
· Ausgeweitete Abschreckung: Nato hat Atomwaffen bspw. in Australien
· Südafrika: Aufgabe des Atomprogramms nach Ende des Apartheidregimes
· Weissrussland, Ukraine, Kasachstan: Aufgabe der Kernwaffen für Wirtschaftshilfe
· Libyen: Aufhebung von Wirtschaftssanktionen gegen Aufgabe von Kernwaffen
· Wie gefährlich ist Proliferation?
· Kenneth Waltz: Grössere Verbreitung!
· Je mehr Staaten Kernwaffen haben, desto stärker ist die Stabilität durch Abschreckung
· Scott Sagan: Verbreitung ist gefährlich!
· Militärregierungen, Erstschlagfähigkeiten zwischen regionalen Rivalen, Atomare Unfälle, Ausnutzung der Vorsicht durch aggressive Staaten
· Abrüstungsbemühungen:
· Atomwaffensperrvertrag (Non-Proliferation Treaty): 1968
· Fast universale Anerkennung (ausser Indien, Israel, Pakistan, Südsudan)
· Der Vertrag – The Grand Bargain:
· Teilung der Staatenwelt: Atommächte und Nicht-Atommächte
· Verzicht auf Entwicklung oder Erwerb von Kernwaffen
· Recht auf friedliche Nutzung von Kernenergie
· Inspektionen der Kernenergieanlagen durch die IAEA
· Die positive Bilanz des Vertrags:
· Legitimität für die Atommächte
· Technologietransfer für friedliche Nutzung
· Stopp des Wettlaufs – keine neuen relativen Gewinne/Verluste
· Die negative Bilanz des Vertrages:
· Aber: Nicht wirksam für die hartnäckigen Fälle und keine kollektiven Sanktionen!
· Kontrollen können behindert werden
· SALT I/II (Strategic Arms Limitation Talks): 1972/79
· Deckelung der Anzahl Sprengköpfe
· START I (Strategic Arms Reduction Treaty): 1991
· Verringerung der Sprengköpfe
· Diplomatische Bemühungen
· Libyen, Ehemalige UdSSR, Iran
· Getting to Zero? Probably not.
· Chemische und biologische Waffen:
· Chemische Waffen:
· z.B. Chlor- und Senfgas, Sarin
· Chemical Weapons Convention (CWC) 1993/97
· Verbot der Produktion und des Besitzes chemischer Waffen
· Inspektion durch die UN
· Biologische Waffen:
· z.B. Milzbrand („Anthrax“ USA 2001)
· Toxic and Biological Weapons Convention (BWC) 1972
· Verbot der Entwicklung, Produktion und des Besitzes biologischer Waffen
· Vergleich von ABC-Waffen:
· Beschaffung:
· Spaltbares Material sehr schwierig zu beschaffen
· Biologische/chemische Waffen relativ einfach zu beschaffen
· Rechtlicher Status:
· Biologische/chemische Waffen: allgemeines Verbot
· Kernwaffen: Legal für Atommächte, Verbot für Nicht-Atommächte
· Massenvernichtungswaffen? 
· Auch biologische/chemische Waffen haben ein grosses Tötungspotential, aber nicht vergleichbar mit Atomwaffen
· Verteidigung:
· Verteidigung gegen biologische/chemische Waffen möglich, aber gegen Kernwaffen praktisch unmöglich
· Kernwaffen und Terrorismus:
· Terrorgruppen haben meistens keinen Staat  Abschreckung durch Vergeltung nicht wirksam
· Könnten Terrorgruppen in den Besitz von Kernwaffen gelangen?
· Bau sehr schwierig, sogar für Staaten
· Weitergabe würde Vergeltung riskieren
· Wahrscheinlichste Gefahr: „Schmutzige Bombe“
Internationale Finanzbeziehungen
· Arten internationaler Finanzströme:
· Ausländische Direktinvestitionen (Foreign Direct Investment)
· Ziel: Einflussnahme
· Tochtergesellschaften, Firmenbeteiligungen >10%
·  Transnationale Konzerne
· Portfolioinvestitionen:
· Ziel: Profitbeteiligung und Diversifikation
· Firmenbeteiligung <10%, Wertpapiere
· Bankeinlagen und Kredite
· Bankkredite an ausländische Firmen oder Haushalte
· Wohin fliesen internationale Finanzströme?
· Kapital sollte in Entwicklungsländern einen hohen Grenznutzen haben (=knappes Gut) – und entsprechend hohe Gewinne erzielen können
·  Aber Ausländische Direktinvestitionen in Entwicklungsländern zwar steigend, aber sehr viel weniger Zunahme als in Industrieländern
·  Risiko
· Motive transnationaler Konzerne für ausländische Direktinvestitionen:
· Marktzugang:
· Verkauf nur vor Ort möglich (für nicht-handelbare Güter), z.B. Handynetze
· Vermeidung von protektionistischen Massnahmen (für handelbare Güter)
· Zugang zu Ressourcen (z.B. Bodenschätze)
· Ausnutzung von Produktionsvorteilen für Zwischenprodukte (z.B. billige oder hochqualifizierte Arbeitskräfte)
· Transnationale Konzerne:
· = Internationale Unternehmen, die durch Tochtergesellschaften oder Niederlassungen in zahlreichen Staaten präsent sind  Ausländische Direktinvestitionen
· Vergleich von TNK Umsätze und BIP:
· Kleinere Staaten wie Saudi-Arabien, Norwegen, Taiwan, Griechenland, Südafrika etc. mit ähnlichem BIP wie Umsätze von ExxonMobil, Shell, Wal-Mart etc.
· Ökonomische Bedeutung der TNKs: Globale Wertschöpfung (ca. 10%), Schaffung von Anlagevermögen (ca. 10%), Handel (ca. 33%)
· Politische Auswirkungen von TNKs:
· Einschränkung des staatlichen Handlungsspielraums (race to the bottom)?
· Logik: Verlagerung der Produktion in Staaten mit den günstigsten Bedingungen
· Umweltstandards (Race to the bottom)
· Arbeitsstandards (Wohl kein race to the bottom), Gründe:
· Mitbringen eigener, besserer Arbeitsprozesse
· Bedarf an hochqualifizierten Arbeiter/innen
· Aber: Handel (im Gegensatz zu FDI) scheint Arbeitsstandards zu drücken
· Systematische Auswirkungen: Frieden
· Schaffen von Wohlstand: Anziehen von Investitionen
·  Vermeidung von gewalttätigen Konflikten
· Wechselkurs:
· = Preis einer Währung ausgedrückt in einer anderen Währung
· Angebot und Nachfrage nach Vermögenswerten (Assets) einer Währung
· Und Angebot/Nachfrage nach Vermögenswerten und Waren/Dienstleistungen (in viel geringerem Volumen als Handel von Vermögenswerten)
· Faktoren, die Angebot und Nachfrage beeinflussen:
· Erwarteter Ertrag von Vermögenswerten
· Risiko
· Zinsen (ändert erwarteter Ertrag)
· Devisenkäufe, -verkäufe der Zentralbanken
· Big Mac Index: Über-/Unterbewertung nach Kaufkraft
· Schweiz ganz oben mit >+50% Überbewertung des CHF gegenüber Dollar
· Flexible Wechselkurse:
· Vorteile:
· Zentralbank kann Geldpolitik allein an der heimischen Wirtschaft ausrichten (autonome Geldpolitik)
· Langfristig Ausgleich von Handelsungleichgewichten durch Wechselkursänderungen
· Risiken:
· Wechselkursschwankungen: Planungsunsicherheit
· Fixe Wechselkurse:
· Vorteile:
· Keine Wechselkursvolatilität: Planungsunsicherheit für internationale Transaktionen
· Volatilität = Schwankungen
· Länder mit hoher Inflation können die niedrigere Inflation eines anderen Landes „importieren“
· Bei niedrigem Wechselkurs: Förderung des Exports
· Risiken für Länder mit Handelsüberschuss:
· Gefahr einer Erhöhung der Inflation
· Vergeltung durch andere Länder (Abwertung)
· Anhäufung von (risikoreichen) ausländischen Reserven/Forderungen
· Risiken für Länder mit Handelsdefizit:
· Abbau von Reserven, Aufbau von Schulden (auch privat!)
· Zahlungsbilanzkrise – wenn ausländische Finanzströme austrocknen und/oder Reserven ausgehen
·  Austeritätsmassnahmen oder Abwertung (oder beides)
· Krisen und Konflikte:	
· Grundsätzliches Koordinationsproblem beim Ausbruch von Krisen:
· Gefangenendilemma der Anleger: gemeinsame Kooperation (Geld belassen) würde Krise verhindern, jedoch das Geld zu belassen während andere das Geld entnehmen individuell grosse Verluste bereiten
· Typischer Krisenverlauf:
· Ungleichgewichte:
· Hohe Risikobereitschaft in Überschussländern (niedrige Zinsen)
· Zunehmende Verschuldung von Defizitländern
· Auslöser: z.B. Bankeninsolvenz
· Kapitalflucht (sudden stop):
· Risikoaversion: Gläubiger verlangen höhere Zinsen für neue Kredite
· Schuldner haben Schwierigkeiten Kredite zu erhalten
·  Zahlungsunfähigkeit
· Negative Folgen für Überschuss- und Defizitländer:
· Verluste der Gläubiger (z.B. Banken): Konflikte um Rückzahlung, Rettung der Institutionen
· Konflikte um Anpassungsstrategie in den Defizitländern (Abwertung, Austerität)
·  Entwicklung in einem Land (z.b. Griechenland) kann Krisen in umliegenden, ähnlichen Staaten hervorrufen
· Konflikte:
· Innterstaatliche Konflikte: Abwertung oder Austerität
· z.B. Exportsektor vs. Inlandsektor
· oder ArbeiterInnen vs. PensionärInnen etc.
· Zwischenstaatliche Konflikte:
· Schuldenerlass (Schuldner) vs. Rückzahlung (Gläubiger)
· Gemeinschaft (Stabilität) vs. einzelne Staaten
· Der Internationale Währungsfonds
· Allgemein:
· Seit 1944 Sonderorganisation der UN
· Mittel (Quoten): ca. 659 Mia. US Dollar
· Hauptaufgabe: Sicherung der Stabilität des internationalen Finanzsystems (Währungssystem und Zahlungssystem)
· Ursprüngliche Ziele:
· Wiederherstellung der Konvertibilität der Währungen
· Aufbau eines internationalen Systems fixer Wechselkurse (mit Möglichkeit der Anpassung nach Genehmigung)
· Bereitstellung von Beistandskrediten für Länder mit Zahlungsbilanzproblemen
·  Fonds: Mitgliedsländer stellen Geld (Quoten) bereit, das bei Bedarf geliehen werden kann
· Sonderziehungsrechte (SDR)
· Künstliche Währung, die sich aus Euro, Yen, Dollar (hauptsächlich) und (neu!) Yuan zusammensetzt
· Aufgaben des IWF heute:
· Förderung der internationalen Zusammenarbeit in der Währungspolitik
· Überwachung der nationalen Geld- und Währungspolitiken
· Finanzielle Hilfe bei Zahlungsbilanzdefiziten (Krisenbewältigung)
· Kurzfristige Kredite
· Kredite mit Auflagen (Konditionalität)
·  Vermeiden schlechter Gleichgewichte in Koordinationsproblemen
· Technische Hilfe beim Aufbau von Geld- und Finanzsystemen
· Organisation:
· Gouverneursrat:
· Oberstes Gremium
· Trifft sich einmal pro Jahr
· Je 1 Vertreter der 185 Mitgliedsländer
· Bestimmen und wählen Exekutivdirektorium
· Exekutivdirektorium:
· Zuständig für das tägliche Geschäft
· Besetzt mit 24 Direktoren (einer davon geschäftsführend)
· Je 1 Vertreter aus USA, Japan, Deutschland, Frankreich, Grossbritannien + 19 gewählte Vertreter aus anderen Ländern
· Stimmrecht:
· Stimmengewicht der Gouverneure und Direktoren hängt vom Kapitalanteil (Quote) ihrer Länder am Fonds ab
· Wichtige Beschlüsse erfordern mindestens 85% der Stimmen
· Hauptsächlich Kredite in Eurokrise (107 Mia), Asienkrise (40.1 Mia), Mexiko Krise (17.8 Mia)
· Kritik an der Konditionalität:
· IWF vergibt Kredite mit Auflagen, z.B. Korruptionsbekämpfung, Kürzungen der Staatsausgaben oder Sozialleistungen, Liberalisierung von Märkten, Privatisierungen
· Kritik:
· Im Interesse der reichen Länder (v.a. USA, EU)
· Einheitslösungen ohne Anpassung der Lage vor Ort
· Unzumutbarkeit, Verschlimmerung der Wirtschaftslage
· Vermischung von Währungs- und Entwicklungspolitik
· IWF ist in seinen Empfehlungen in den letzten Jahren flexibler geworden und fordert bspw. einen Schuldenerlass für Griechenland
Internationale Entwicklungspolitik
· Was ist Entwicklung?
· Wohlstand – Wie hoch ist das durchschnittliche Einkommen?
· Wohlstand ermöglicht die Reduzierung der Armut, gute Bildung und Gesundheitsversorgung
· Dies ist aber kein zwingender Zusammenhang!
· Unterschiedliche Entwicklungsmasse:
· Pro-Kopf-Bruttonationaleinkommen (BNE)
· für Wohlstand
· Human Development Index (HDI)
· für Lebensstandard, Lebenserwartung, Bildung
· Lebenserwartungsindex + Bildungsindex + GNI Index
· Inequality-adjusted HDI (IHDI)
· Wirtschaftliche Ungleichheit
· Gender Inequality Index (GII) / Gender Development Index (GDI)
· Benachteiligung von Frauen
· Wie stehen die Masse zueinander?
· Bei hohem Pro-Kopf-BNP generell auch hohe andere Indexwerte
· Bei niedrigem Pro-Kopf-BNP keine klaren Zusammenhänge zwischen HDI, IHDI und Gender Equality Index
· Entwicklungstrends:
· Pro-Kopf-Einkommen: 
· Generell sinkendes Wachstum der Einkommen, jedoch immer noch Wachstum in Europa, 
· Ostasien konstantes Wachstum, 
· Lateinamerika, Nahost und Afrika erholen sich wieder nach Einbruch 1981-90
· HDI: Genereller Trend nach oben, in Ländern mit tiefem HDI schwankend
· Entwicklungshindernisse:
· Koloniale Vergangenheit:
· Generell: Länder mit Kolonialvergangenheit sind tendenziell arm
· Kolonialmächte richteten Kolonien nach ihren Bedürfnissen aus
· Bereicherung der Eliten vor Ort
· Aber: Länder mit Kolonialvergangenheit unterscheiden sich: Manche wachsen wirtschaftlich stark, andere kaum
· Nachwirkender Einfluss von bestimmten kolonialen Institutionen: 
· Europäer stellen grosse Mehrheit (Siedler): Institutionen zum Schutz des Eigentums vs.
· Europäer stellen Minderheit (Kolonialherren): Institutionen für Ausbeutungsmöglichkeiten
· Zu wenig Good Governance:
· = Gute Regierungsführung, also effiziente Bürokratie, Rechtsstaatlichkeit, Transparenz, (demokratische) Rechenschaftspflicht
· Gute Regierungsführung korreliert mit Wohlstand
· Aber: Kausalität könnte umgekehrt sein: z.B. Wie attraktiv ist eine Bestechung von 50.- bei einem Jahresgehalt von 80'000 vs. bei einem Jahresgehalt von 600.-?
· Abwesenheit eines Industriesektors:
·  Abhängigkeit von Agrarsektor oder von Förderung von Rohstoffen
· Handelsbarrieren für landwirtschaftliche Produkte von Seiten der reichen Länder
· Starke Preisschwankungen -> Hohe Krisenanfälligkeit
· Niedrige Produktivitätsgewinne in den Agrar- und Rohstoffsektoren
· Wenig Potential für Wohlstandssteigerungen
· Ressourcenfluch (z.B. Erföl)
· Investitionen fliessen hin zur Förderung von Rohstoffen aber weg von anderen Sektoren
· Die Vergabe von Lizenzen an wenige grosse Firmen ist anfällig für Korruption
· Entwicklung durch internationalen Handel?
· Handelspolitische Strategien:
· Einschränkung von Handel: Importsubstituierende Industrialisierung (ISI)
· Aufbau eines eigenen Industriesektors durch Importzölle oder Subventionierung
· Erfolg in den 50er/60er Jahren: Indien, Brasilien, Argentinien, Mexiko
· Probleme in den 70er Jahren: Handelsbilanzdefizite und Inflation
· Erhöhung der Handelsvorteile durch Kartelle
· Kartell: Preisstützung durch die Begrenzung der Produktion
· Problem: Höhere Preise machen die Produktion für Nicht-Mitglieder attraktiv (bspw. Diamanten, Kaffee etc.)
· Bisher erfolgreich: Organisation erdölexportierender Länder (OPEC)
· Existiert nicht nur in Entwicklungsländern: bspw. International Air Transport Association
· Förderung von Handel: Exportorientierung
· Förderung von Exportfirmen
· Erfolg z.B. in den Tigerstaaten, China
· Kein Erfolg z.B. in Mexiko
· Erhöhung der Handelsvorteile durch Verhandlungen bei globalen Handelsabkommen
· Zusammenarbeit ärmerer Länder, um vorteilhaftere Abkommen zu verhandeln
· Bspw. New International Economic Order, G77 etc.
· Forderungen bei WTO Verhandlungen einer Gruppe von Ländern (G20+) z.B. Agrarsubventionen abbauen in reichen Ländern
· Entwicklung durch internationale Finanzströme:
· Strategien zu privaten Kapitalströmen
· Anziehen von Portfolioinvestitionen:
· Quelle von kapital
· Problem: Volatilität – Herdenverhalten von investoren, z.B. Abzug von Geldern in mehreren asiatischen Ländern nach Problemen in Thailand (Asia Crisis)
· Förderung von ausländischen Direktinvestitionen: TNK
· Vorteil: 
· Kapital und Innovation durch das Knowhow transnationaler Konzerne, z.B. Wachstum durch Investitionen in China
· Probleme:
· Transfer von Knowhow gelingt nicht immer, vor allem in Entwicklungsländern
· Negativer Druck auf Umweltstandards
· Entwicklungshilfe:
· = zinsgünstige Kredite, Zuschüsse, technische Hilfe von anderen Staaten oder internationalen Organisationen (z.B. Weltbank)
· Argumente von Befürwortern:
· Förderung von Investitionen, die Wachstum begünstigen, z.B. im Bereich Bildung oder Infrastruktur
· Expertise von internationalen Partnern
· Anreiz zu „guter Regierungsführung“
· Bisher zu wenig Entwicklungshilfe (Geberländer bleiben hinter Zielen zurück)
· Argumente von Kritikern:
· Entwicklungshilfe ist oft eher Aussenhandelspolitik der reichen Länder: Kredite können mit der Verpflichtung verknüpft sein, Waren zu kaufen
· Reformen im Sinne des „Washingtoner Konsens“ hatten viele Misserfolge
· Entwicklungshilfe in korrupten Ländern ist oft wirkungslos
· Bürokraten kennen Wachstumsprozesse zu wenig, um grosse Wachstumsstrategien zu entwerfen, besser wären kleine, massgeschneiderte Programme mit Wirksamkeitsüberprüfung
· Die Weltbank:
· = Globale Entwicklungsbank, 1944 gegründet als Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung
· Ziele:
· Förderung der Entwicklung der ärmeren Länder
· Beendigung der extremen Armut
· Tätigkeiten:
· Gewährung von zinsgünstigen Darlehen
· Technische Hilfe
· Koordination der Entwicklungszusammenarbeit verschiedener Organisationen
· Förderung von privaten Investitionen (z.B. Ko-Finanzierung)
· Aufbau der Weltbankgruppe:
· Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (Kredite für Länder mittleren Einkommens
· Internationale Entwicklungsassoziation (Kredite und Beihilfen für arme Länder)
·  IBRD + IDA = Weltbank
· IDA: 55% Afrika, 30% Südasien, 9% Ostasien und Pazifik...
· IBRD: 29% Europa und Zentralasien, 24% Lateinamerika und Karibik, 19% Ostasien und Pazifik...
· Internationale Finanzkorporation (Förderung des Privatsektors: Investitionen und Beratung)
· Multilaterale Investitionsversicherungsagentur (Förderung von FDI durch Versicherung gegen politische Risiken)
· Internationales Zentrum für Einigung bei Investitionsstreitigkeiten (Schlichtung von Konflikt bei Investitionen)
· Entscheidungen in der Weltbank:
· Wichtigster Einfluss war und ist noch immer die USA und andere Industriestaaten
· Sehr zögerliche Stimmenaufwertung der Entwicklungs- und Schwellenländer
· Parallelentwicklung: Gründung „eigener“ Entwicklungsbanken (bspw. Asian Infrastructure Investment Bank)
· Führung des IWF und der Weltbank:
· IWF Geschäftsführende Direktorin: Christine Lagarde (2011-)
· Weltbank Präsidenten: Jim Yong Kim
· Normative, kritische Punkte der wirtschaftlichen Integration von Entwicklungsländern
· Welthandel: Verteilung der Handelsgewinne
· Weniger Protektionismus des Agrarsektors der reichen Länder
· Schutz von Patenten und Urheberrechten
· Globale vs. regionale Handelsabkommen
· Internationale Kapitalmärkte:
· Eher FDI als Portfolioinvestitionen (gute Entwicklung?)
· Entwicklungshilfe:
· Vergabe der versprochenen Mittel
· Anpassung der Entwicklungshilfe an Gegebenheiten vor Ort
· Mitsprache der Entwicklungsländer
Nationalistische Entwicklungen
· Trumps Wahl:
· Prognosen:
· Prognosen der Wahlchancen: Grob daneben
· Prognosen der Electoral Votes: Sieg Trumps als Bandbreite möglicher Ergebnisse: Trump sieg möglich!
· Mögliche Gründe für falsche Prognosen:
· Last-Minute-Meinungswandel 
· Unerwartete (De-)Mobilisierung
· Gewichtungseffekte bei der Prognostizierung
· Soziale Erwünschtheit oder die „Shy Trumper-ers“
· Verweigerung Umfragen zu beantworten
· Internationale Auswirkungen der Wahl Trumps:
· Auswirkungen hängen von Trumps Aussenpolitik ab und diese ist sehr unklar
·  Höhere Unsicherheit
· Bisherige Rhetorik Trumps:
· Isolationismus – Nur Einsätze bei direktem Bezug auf die Sicherheit der USA; Vergeltung
· Wegfall des stabilisierenden Einflusses der USA (?)
· Kein Engagement bei humanitären Interventionen
· Keine neuen neo-konservativen Eingriffe wie Irak
· Protektionismus – Mehr Schutz vor internationalem Wettbewerb
· Weniger Offenheit und Handel, Wohlfahrtsverluste
· Realismus – Betonung eigener, direkter Interessen; keine Vorleistung des Hegemons zur Bereitstellung öffentlicher Güter
· Bedeutungsverlust internationaler Institutionen
· Gegenbewegung Europas zur Erhaltung öffentlicher Güter und unabhängigeren Interessensvertretung
· Wer wählte Trump?
· Trump mit 306 zu 232 Electoral Votes, Cinton mit fast 3 Millionen Stimmen mehr
· Parteizugehörigkeit:
· Logischerweise Mehrheit der Republikaner (ca. 90%)
· 6% mehr Unabhängige als Clinton
· 2% weniger „abtrünnige“ Wähler
· Wahl eigentlich numerisch eine ganz gewöhnliche Wahl
· Ethnie:
· 58% der Weissen für Trump
· nur 8% der Schwarzen
· 29% der Latinos und Asiaten
· Bildung:
· Mehrheit der Stimmen bei Wähler niedrigerer Bildung
· Nur klarer Unterschied bei Universitärer Bildung (37% - 58%)
· Wohnort: Je dichter besiedelt, desto mehr Wähler für Clinton, Allerdings 50% vs. 40% der Vororte (Suburbs)
· Veränderung gegenüber 2016  Rote Wand vor allem im Rustbelt
· Rustbelt ist gleichzeitig Gebiet mit dem höchsten Anteil an Industrie und grösster Verlierer des Freihandelsabkommens NAFTA
· Und Warum?
· Deindustrialisierung:
· Immer weniger manufacturing jobs
· Gründe: Technologischer Wandel, Automatisierung, Globalisierung, Freihandel
· und andere Veränderungen:
· Ausweitung des Bildungswesens
· Stellung der Frau
· Stellung der African-Americans
· LGBT Rechte
·  Dies schafft relative Verlierer – Statusverlust
· Politik der Missgunst:
· Stadt-Land Konflikt 
· Identität als ländliche Person
· Bewusstsein des Ländlichen:
· Das Gefühl, dass ländliche Gebiete von Politikern ignoriert werden
· Die Wahrnehmung, dass ländliche Gebiete nicht ihren gerechten Teil bekommen
· Die Einstellung, dass Menschen auf dem Land eigene Werte haben und diese von den Städtern missverstanden werden
· Politik der Missgunst ist also:
· Identität als soziale Gruppe
· Gefühl der Benachteiligung
· Ansicht, dass Politik ein Nullsummenspielt ist 
·  Opposition zu anderen sozialen Gruppen
· Politische Konfliktlinien:
· Ökonomische Dimension
· Rolle des Staates in der Wirtschaft: Keynesianische Wirtschaftspolitik, Wohlfahrtsstaat, Regulierung
· Interventionistisch <-> Neoliberal
· Kulturelle Dimension
· Nationaler Stolz und Identität, Toleranz gegenüber gesellschaftlicher Vielfalt, Soziale Gerechtigkeit, internationale Solidarität
· Kosmopolitisch <-> Nationalistisch
· „Das Problem der Linken“:
· Neue Linke: Gebildete, Urbane, Junge ist kosmopolitisch und interventionistisch
· Traditionelle Linke hingegen: Arbeiter, unsichere untere Mittelschicht, ist nationalistisch und interventionistisch
· Hillary Clinton hingegen war Kosmopolitisch und neoliberal
· Gründe für den Wahlerfolg Trumps?
· Wahlsystem (Electoral College)
· Hohe Polarisierung und Parteiidentifikation
· Relative Verlierer: Rolle von Identitäten
· Europäische Integration:
· Politische Integration = Prozess, in dem politische Kompetenzen von der nationalstaatlichen auf die internationale Ebene übertragen werden
· Verlauf:
· 1958: Die von den sechs Gründungsmitgliedern der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft unterzeichneten „Römischen Verträge“ treten in Kraft
· Frankreich, Deutschland, Italien, Belgien, Luxembourg, Niederlande
· 1967: Schaffung der Europäischen Gemeinschaft
· 1973 erste Erweiterung: Dänemark, Irland, UK
· 1981 zweite Erweiterung: Griechenland
· 1986 dritte Erweiterung: Spanien und Portugal
· 1993: Vollendung des Binnenmarktes und Inkrafttreten des Maastricher Vertrages (EU)
· 1995 vierte Erweiterung: Österreich, Schweden, Finnland, Norwegen
· 2002: Einführung des Euros in 12 Mitgliedsstaaten
· 2004 fünfte Erweiterung: Estland, Lettland, Litauen, Polen, Tschechien, Slowakei, Ungarn, Slowenien, Malta, Zypern
· 2004/5 Verfassungsvertrag wird unterzeichnet und scheitert an Referenden in Frankreich und Niederlanden
· 2007 sechste Erweiterung: Bulgarien und Rumänien
· 2013 siebe Erweiterung: Kroatien
·  28. Mitgliedsstaaten
· Zuständigkeitsbereiche in der EU:
· Keine Zuständigkeit der EU: Bildung, Zivilschutz, Sport, Jugend, Kultur
· Gemischte Zuständigkeit: Verkehr, Umweltpolitik, Sicherheits- und Verteidigungspolitik, Forschung und Entwicklung, Verbraucherschutz, Landwirtschaft und Fischerei, Energiepolitik
· Ausschliessliche Zuständigkeit der EU: Zollunion, Aussenhandelspolitik, Wettbewerbsrecht, Währungspolitik
·  Staaten schränken einen beträchtlichen Teil ihrer Souveränität ein
· Wieso Integration?
· Staaten: Sehen Vorteile in der Integration
· Nationale Interessensgruppen: Bevorzugen die Integration
· Eigendynamik: Integration entwickelt Eigendynamik, die sie vorantreibt
· Identitäten: Wie europäisch oder national sich die Menschen sehen, beeinflusst die Integration
· Theorien zur Integration:
· Intergouvernementalismus:
· Integrationsprozess ist unter Kontrolle der Staaten
· EU Institutionen sind tendenziell schwach
· Die grossen, mächtigen Staaten bestimmen die Integration
· Formen:
· Realistischer Intergouvernementalismus:
· Einfluss und Autonomiegewinn durch die Integration
· Liberaler Intergouvernementalismus:
· Druck von nationalen Interessengruppen
· Grösse der nationalen Winsets
· Sicherung der Einhaltung von Abkommen
· Supranationalismus
· Der Integrationsprozess löst eine sich verstärkende Eigendynamik aus
· Die Regierungen kontrollieren die Integration nicht (vollständig)
· EU Institutionen können mächtig sein
· Prozesse der Integration:
· Funktionale Spillover-Prozesse:
· „Überschwappen“ der Integration eines Bereiches auf einen anderen
· Politische Spillover-Prozesse:
· Interessengruppen und Bürokraten orientieren sich auf die EU Ebene aus und befördern danach weitere Integration
· Institutionelle Spillover-Prozesse:
· Europäische Institutionen treiben die Integration voran
· Postfunktionalismus (Konstruktivismus)
· Europäische Integration ist ein Prozess der Gemeinschaftsbildung
· Die Integration folgt Ideen und Identitäten – Integration bei:
· Gemeinsamkeiten zwischen nationalen Gemeinschaften
· Offenen Identitäten (nicht exklusiv nationale Identitäten)
· Integrationsprozess kann den Ideen/Identitäten hinterherhinken oder vorauseilen
· „Ermöglichender Konsens“ der Bevölkerung
· „Einschränkender Dissens“ der Bevölkerung
· Europäische Desintegration?
· Gescheiterter Verfassungsvertrag
· Masseneinwanderungsinitiative
· Eurokrise und das griechische Referendum (2015 Bailout)
· Brexit
· Gründe für die Gegenreaktion:
· EU als hauptsächlich ökonomisches Projekt:
· Integrationsprozess getrieben von Politikern und Eliten (kosmopolitisch und/oder neoliberal)
· Schwache Identifikation der Bevölkerung mit der EU
· Ökonomische Vorteile (z.B. durch den Gemeinsamen Markt), die viele Menschen aber wenig wahrnehmen (z.B. Wachstum, billigere Produkte)
· Gesellschaftliche Veränderungen:
· Deindustrialisierung, Bildungswesen, Stellung der Frau, Migration...
·  Statusverlust relativer Verlierer, vermehrte Betonung kultureller, identitärer Aspekte
· Koalition für die Europäische Integration zu schaffen wird zunehmend schwierig
· Koalitionen:
· Ökonomische Dimension und kulturelle Dimension
· Interventionistisch-kosmopolitisch:
· Gruppen: Grüne, Sozialdemokraten, ehemals: Kommunisten, linke Sozialisten, Gewerkschaften
· Interventionistisch-nationalistisch:
· Gruppen: Rechte Populisten, Kommunisten und linke Sozialisten, Gewerkschaften
· Neoliberal-kosmopolitisch:
· Gruppen: Liberale, Christdemokraten und Konservative, Staatschefs, Wirtschaftsvereinigungen, Unternehmen
· Neoliberal-nationalistisch:
· Gruppen: Transformierte Christdemokraten, Liberale und Konservative, ehemals: Rechte Populisten
·  Bewegung zu Interventionistisch-nationalistisch
· Graduelle Integration:
· Sich gehör zu verschaffen um Unzufriedenheit zu beseitigen ist in der EU schwierig
· Supermajoritäre Entscheidungsregeln, technokratische Strukturen (EZB)
· Externe Konsolidierung der EU ist schwach
·  Wer ist drin (Neue Mitgliedsstaaten)? Wie stark drin (z.B. Euro, EFTA...)?
· Möglichkeiten Unzufriedenheit zu beseitigen
· Vollständiger Exit (aber: kostspielig)
· Partieller Exit: Opt-outs in einzelnen Bereichen (z.B. Schengen)
· Ausschluss anderer oder Ablehnung neuer Mitglieder
Internationaler Terrorismus
· Anschläge in westlichen Ländern seit 2015:
· Tägliche Terroristische Anschläge mit mindestens 5 zivilen Todesopfern seit 1.1.2015
· Hauptsächlich betroffen: Türkei und Frankreich (und USA)
· In 2016: Januar bis Juli schon fast so viele Todesopfer wie in 2015
· Aber: Im Vergleich zum Rest der Welt nicht der Rede wert
· Definition Terrorismus:
· 1. umfasst die Androhung oder Gebrauch von Gewalt,
· 2. hat ein politisches oder soziales Ziel,
· 3. zielt darauf ab, eine Gruppe einzuschüchtern, die grösser ist, als die direkten Opfer der Gewalttat,
· 4. und wird von einem nichtstaatlichen Akteur verübt
· Ziel von Terrorismus:
· Taktik einer unterlegenen Gruppe
· „Fear is the whole story“
· Bilder sind zentral
· Globalisierung des Terrorismus:
· Nationale Ziele <-> internationale Ziele
· interne Konflikte (IRA, RAF; Boko Haram, Daesch in Syrien)
· internationale Ausrichtung (Al-Qaida 9/11, Daesch in Paris)
· Zunehmender Handel (Waffen, Technologien)
· Zunehmende Migration (Ausländische Kämpfer in Syrien)
· Globalisierte Kommunikation – Internet, soziale Netzwerke (Rekrutierung von ausländischen Kämpfern und Propaganda)
· Terrorismus heute: Nach Anzahl Todesopfer: Irak, Nigeria, Syrien/Afghanistan/Pakistan, Westliche Länder, Rest der Welt
· Terrorismus heute: Nach Regionen: Nahost/Nordafrika, Südasien, Zentralafrika,...
· Irak (2016):
· GTI Rang 1
· ca. 7000 Tote, ca. 12’000 Verletze, ca. 2’500 Vorfälle
· Seit 2000: 50'538 Tote
· Hauptziel (absteigend): Zivilisten und Privatbesitz, Geschäfte, Militärische Ziele, Polizei
· Hauptverantwortlich: ISIL
· Afghanistan (2016):
· GTI Rang 2
· ca. 5'500 Tote, ca. 6’000 Verletze, ca. 1'500 Vorfälle
· Seit 2000: 22'730 Tote
· Hauptziel (absteigend): Polizei, Zivilisten und Privatbesitz, Regierung...
· Hauptverantwortlich: Taliban
· Nigeria (2016):
· GTI Rang 3
· ca. 5'000 Tote, ca. 3'000 Verletzte, ca. 500 Vorfälle
· Seit 2000: 17'097 Tote
· Hauptziel (absteigend): Zivilisten und Privatbesitz, Regierung, Religiöse Ziele, Militärische Ziele
· Hauptverantwortlich: Boko Haram, Fulani Militants
· Gruppenranking:
· Terrorismus: 1. ISIL, 2. Boko Haram, 3. Taliban, 4. al-Qa’ida
· Tote durch Kampfhandlungen: 1. ISIL, 2. Taliban, 3. Boko Haram, 4. al-Qa’ida
· Terrorismusopfer 2000-2014: 2,6% in westlichen Ländern, grosse Mehrheit davon am 11.09.2001
· 1970-90: Westeuropa mit vielen Anschlägen, USA mit sehr wenigen
· 1990-2016: Westeuropa mit deutlich weniger Terrorangriffen, dafür in USA seit 2012 steigend
· Ursachen von Terrorismus:
· Vermutete Ursachen:
· Wirtschaftliche Not und Ungleichheit
· Motivation und Mangel an alternativen Tätigkeiten 
· Unterdrückung und Besatzung
· Keine alternative Form der politischen Teilnahme oder Opposition
· Westliche (v.a. amerikanische) Truppen und Einfluss im Mittleren Osten
· Motivation, -> Religion
· Religion
· Effektive Organisation religiöser Gruppen
· Motivation? Fundamentalismus -> Gewaltbereitschaft, oder Gewaltbereitschaft -> Fundamentalismus?
· Kriegerische Konflikte
· Ursachen als Ergebnis einer Metaanalyse:
· Ursachen für Terrorismus im Herkunftsland:
· + Korrelation
· Bevölkerungszahl, Militärausgaben, Kriegsbeteiligung, Ausländische Portfolioinvestitionen, Politische Nähe zu den USA
· - Korrelation
· Ökonomische Freiheiten, Recht auf körperliche Unversehrtheit (Einhaltung Menschenrechte), Rechtsstaatlichkeit
· Ursachen für Terrorismus im Zielland
· + Korrelation
· Bruttoinlandsprodukt, Bevölkerungszahl, Kriegerische Konflikte, Religiöse oder ethnische Spannungen
· - Korrelation
· Ökonomische Freiheiten, Recht auf körperliche Unversehrtheit (Einhaltung Menschenrechte)
· Interpretation von Terroranschlägen:
· Kosmopolitische Interpretation:
· Terrorakte = Verbrechen gegen die Menschlichkeit
· Vorgehen gemäss dieser Interpretation:
· Strafverfolgung und Gerichtsverfahren
· Schaffung eines internationalen Gerichtshofes
· Reaktion – keine Prävention, daher Behebung der tieferen Ursachen:
· Linderung weltweiter Ungleichheit und Armut
· Politische Teilhabe im Nationalstaat
· Minderung der Vorherrschaft westlicher Staaten, insbesondere der USA
· Kritik:
· Internationale Gerichtsverfahren sind möglich, wären aber schwach
· Behebung der tieferen Ursachen ist schwierig bis unmöglich und Wissen über die Ursachen ist beschränkt
· Gerichtsverfahren erlauben eine Bestrafung, sind aber keine Abschreckung und verhindern keine zukünftigen Anschläge
· Theoretische Hintergründe:
· Institutionalismus:
· Reaktion auf Terrorismus mithilfe internationaler Gerichtsverfahren 
· Betonung des Völkerrechts und internationaler Institutionen
· Liberalismus:
· Bekämpfung des Terrorismus über die tieferen Ursachen
· Wachsender Wohlstand durch wirtschaftlichen Austausch
· Zunehmende Anerkennung der Menschenrechte
· Demokratie verbreitet sich und lässt Menschen politisch teilhaben
· Staatszentrierte Interpretation:
· Terrorakte = Kriegshandlungen nichtstaatlicher Akteure, die aber von Staaten unterstützt oder zumindest beherbergt werden
· Vorgehen gemäss dieser Interpretation:
· Aufbau einer Allianz und militärische Gewalt gegen Terrororganisationen und Staaten, die sie unterstützen oder beherbergen
· Die Drohung gegen Staaten erschwert es Terrororganisationen, Staaten zu finden, die sie beherbergen
· Kritik:
· Militärische Aktionen lösen die tieferen Ursachen von Terrorismus nicht 
· Militärische Interventionen westlicher Staaten sind KONTRAPRODUKTIV, d.h. sie tragen zur Mobilisierung von Terroristen bei
· Theoretische Hintergründe:
· Realismus:
· Kein Fokus auf der Lösung der tieferen Ursachen:
· Konflikte sind inhärent in der internationalen Politik, sie lassen sich nie ganz lösen
· Sicherheit ist das zentrale Problem der internationalen Politik, Menschenrechte und internationale Institutionen stehen dahinter zurück
· Reaktion auf Terrorismus mit militärischen Mitteln – gegen Staaten:
· Terrorismus richtet sich gegen Staaten und ihre nationalen Interessen
· Staaten bleiben weiterhin die zentralen Akteure, selbst beim Kampf gegen nichtstaatliche Akteure
·  Staatspräsidenten sind in der Regel Realisten (Bush, Hollande)
· Innenpolitische Folgen:
· Veränderung der Abwägung zwischen Freiheit und Sicherheit, denn Schutzmassnahmen verlangen oft Einschränkung von Freiheitsrechten
· Bsp. USA: NSA Totalüberwachung, kein Habeas Corpus Recht mehr (Guantanamo), Folter
· Dilemma liberaler Demokratien:
· Schutz der Bevölkerung, sonst Verlust der Legitimität einer Regierung
· vs. Wahrung liberaler Prinzipien
· Öffentliche Wahrnehmung von Terrorismus:
· Todesrate pro 100'000: 6.24 für Homicide, 0.47 für Terrorismus
· Individuelle Wahrscheinlichkeit des Todes durch Terrorismus: zwischen der Wahrscheinlichkeit durch einen Hundebiss zu sterben und von einem Blitzeinschlag getötet zu werden (ca. 1/11'000'000)
· Wahrgenommen werden generell nur Terrorangriffe in der westlichen Welt (z.B. in Paris, nicht jedoch in Beirut)
Migration und Flucht
· EU Flüchtlingskrise:
· Peak: Juli/Oktober 2015, mittlerweile wieder Rückgang, aber immer noch viele neue Asylbewerber in der EU (ca. 60'000 pro Monat)
· Demografik: 55% Männer, 27% Kinder, 18% Frauen
· 2016: 350'000 übers Meer sicher angekommen, 2015: 1'000’000
· Hauptsächlich von Algerien, Tunesien, Libyen, Ägypten aus nach Italien und Griechenland
· 2016: 4'742 Tote
· 58% aus den Top 10 Fluchtländern
· Migration Allgemein:
· Formen der Migration:
· Freiwillige Migration: Ausbildung, Beruf, Familie
· Erzwungene Migration: Krieg, Verfolgung, Verlust der Lebensgrundlage
· Legale und illegale Migration = mit und ohne Erlaubnis der Behörden des Ziellandes
· Ursachen von Migration:
· Push Faktoren:
· Krieg 
· Diskriminierung
· Misshandlung
· politische, ethnische, religiöse Verfolgung
· Verlust der Lebensgrundlage
· Pull Faktoren:
· Familie im Ausland
· Allgemein bessere Lebensverhältnisse (Freiheiten, Wohlstand)
· Wirtschaftliche Chancen (z.B. dt. Ärzte in CH)
· Temporäre Attraktivität für Ausbildung und Beruf (z.B. Auslandsstudium)
· Unternehmensinterne Verlagerung
· Grundsätzliche Problematik:
· Positive Auswirkungen:
· Kapitalzufluss durch Zuwanderung reicher Menschen
· Humankapital: Gut ausgebildete Menschen
· Arbeitskräfte
· Ausgleich von Bevölkerungsrückgängen
· Rücküberweisungen von ausgewanderten Menschen
· ...
· Negative Auswirkungen:
· Mehr Wettbewerb für ArbeiterInnen in bestimmten Branchen
· Kosten für Integrationsmassnahmen
· Brain drain: Gut ausgebildete Menschen gehen weg
· ...
· Gesellschaftliche Veränderungen: unterschiedliche Bewertungen
· Keine umfassende internationale Rechtsordnung für Migranten:
· Flüchtlinge: Rechtlicher Schutz durch die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951
· Überlebensmigranten (Migration wegen Verlust der Lebengrundlage) und andere internationale Migranten
· Kein besonderer Schutz durch internationales Recht
· z.B. Konvention zum Schutz der Rechte der Arbeitsmigranten wurde von Industrieländern nicht unterzeichnet
· Die Genfer Flüchtlingskonvention:
· Hintergrund:
· Erste Grundlagen im Völkerbund für die Flüchtlinge des 1. WK
· Konvention 1951 zur Regelung der Flüchtlinge des 2. WK
· Reaktion auf ein Problem: Menschen kommen – Sie flüchten vor Verfolgung, Elend und Krieg  Beschränkung auf Ereignisse vor dem 1. Januar 1951 und abgeschafft 1967
· Ziele der Konvention:
· Schaffung eines Anerkennungsprozesses von Flüchtlingen für Staaten
· Bestätigung von Rechten für Flüchtlinge
· Schaffung eines Ablehnungsprozesses für andere Einwanderer
· Flüchtlingskonvention als Instrument gegen Kommunismus durch Unterstützung von Flüchtlingen aus kommunistischen Ländern
·  Etablierung einer internationalen Norm (für pol. Flüchtlinge)
· Inhalte der Flüchtlingskonvention:
· Flüchtlingsdefinition
· Non-Refoulement: Flüchtlinge dürfen nicht zurückgeschickt werden
· Keine Diskriminierung unter Flüchtlingen
· Keine Bestrafung wegen illegaler Einreise
· Internationale Zusammenarbeit zur Vermeidung besonderer Belastungen für einzelne Länder
· Nach Anerkennung des Flüchtlingsstatus sollen Staaten die Eingliederung und Einbürgerung der Flüchtlinge erleichtern und beschleunigen
· Definition Flüchtling:
· Eine Person, die sich ausserhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie ihren ständigen Wohnsitz hat
· und die wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung eine wohlbegründete Furch vor Verfolgung hat
· und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht vor Verfolgung nicht dorthin zurückkehren kann
·  Einschluss von politischen, aber nicht von wirtschaftlichen Flüchtlingen
· Flucht:
· Wichtigste Ursprungsländer von Flüchtlingen:
· Syrien, Afghanistan, Somalia, Südsudan, Sudan, Kongo, Zentr. Afr. Rep., Myanmar, Eritrea, Kolumbien
·  Top 10 Länder: 76% aller UNHCR Flüchtlinge
· Wichtigste Gastländer von Flüchtlingen:
· Türkei, Pakistan, Libanon, Iran, Äthiopien, Jordan, Kenia, Uganda, Kongo, Tschad
·  Top 10 Länder: 58% aller UNHCR Flüchtlinge
·  Hauptsächlich Flucht in Nachbarsländer
·  In Relation zu BIP oder Einwohnerzahl sieht es ähnlich aus
· Asylgesuche in der EU relativ zu Einwohnerzahl:
· Schweiz im Mittelfeld
· Ungarn, Schweden, Österreich, Norwegen, Finnland, Deutschland
· Asylgesuche in absoluten Zahlen:
· Deutschland, Ungarn, Schweden, ...
· Asylgesuche in der Schweiz:
· Peak in 2015, besonders September, Oktober und November 2015
· Seither wieder schwankend mit ca. 2'500 neuen Asylgesuchen pro Monat
· Flüchtlingspolitik in Europa:
· Schengener Abkommen, Lissabon Vertrag:
· Schutz der Aussengrenze
· Gemeinsame Visa-, Aufenthalts- und Asylpolitik
· Solidarität: Unterstützung für die Länder mit besonders hoher Belastung
· Vereinbarungsmöglichkeiten mit Drittstaaten
· Dublin III:
· Familiäre Unterstützung vor staatlicher Unterstützung
· Erste Zuständigkeit beim Mitgliedsland des Grenzübertritts:
· Prinzip der Haftung (nicht der Lastenaufteilung nach Leistungsvermögen)
· Belastung der Staaten mit Aussengrenzen
· Warum stimmen diese Staaten zu?  Verknüpfung mit anderen Politikbereichen
· Internationale Kooperation? - Unterschiedliche Belastungen:
· Die meisten Flüchtlinge treffen zunächst auf die südlichen und östlichen Staaten Europas
·  Gefangenendilemma mit mehreren möglichen Outcomes bei gegenseitiger Abschottung, möglicherweise bessere Situation für Nord-westliche Staaten
·  Anreize der bisherigen Regelung: Umwälzung der Kosten auf andere Staaten durch Abschottung der Grenzen und weiter reisen lassen von Flüchtlingen ohne Registrierung
· Wege zur Kooperation:
· Betonung gemeinsamer Interessen oder Verstärkung gemeinsamer Probleme
· Kuhhandel (Linkage)
· Umwälzung der Probleme auf Drittstaaten (insb. in Nordafrika, wird gerade jetzt gemacht) 
·  EU Mobilitätspartnerschaften:
· Ziele:
· Reduzierung irregulärer Migration
· Entwicklung dauerhafter Lösungen für Flüchtlinge
· Bessere Steuerung von Migrationsströmen und Maximierung von Vorteilen
· Inhalt:
· Erleichterung der Einreise der Bürger der Vertragsstaaten in die EU
· Abwehr irregulärer Migration aus anderen Staaten
· Entwicklungshilfe
·  Effektive Verschiebung der EU Aussengrenzen
·  Erschweren der Einreise von Flüchtlingen bzw. der Flucht allgemein
· [bookmark: _GoBack] Untergrabung der Norm der Flüchtlingsaufnahme
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